
Der islamistisch motivierte Extre-
mismus und Terrorismus ist wei-
terhin die größte Gefahr für die

Sicherheit Europas und Österreichs“,
sagte Innenministerin Mag. Johanna
Mikl-Leitner bei der Vorstellung des
Verfassungsschutzberichts 2011 am 5.
August 2011 in Wien.  Ein Merkmal
dieser Entwicklung ist laut Verfas-
sungsschutzbericht die Etablierung ei-
ner „Home-grown“-Szene, die vor al-
lem aus jungen Muslimen der Einwan-
derergeneration und aus zum Islam
konvertierten Personen besteht. Auch
Österreich ist von einer solchen Radi-
kalisierung betroffen.

„Besorgniserregend ist, dass junge
Österreicher bereit sind, sich in Trai-
ningslagern zu Terroristen ausbilden zu
lassen“, betonte die Ministerin und ver-
wies auf das geplante Anti-Terror-Pa-
ket 2011, mit dem eine weitere gesetz-
liche Grundlage für eine effizientere
Terrorismusprävention und -bekämp-
fung geschaffen werden soll. Unter an-
derem soll es eine technische Aufrüs-
tung für die Terrorbekämpfung geben,
der Dialog mit der islamischen Glau-
bensgemeinschaft soll intensiviert wer-

den, mit einer Änderung im SPG soll
die Vorfeldanalyse effizienter werden
und im Strafrecht soll ein neuer Tatbe-
stand eingeführt werden, mit dem be-
reits die Anleitung zur Begehung eines
Terrorakts, das Auffordern bzw. Gut-
heißen des Terrors und das Hetzen
durch Hassprediger unter Strafe ge-
stellt werden. Die Gefahrenerforschung
soll früher ansetzen und auf Einzeltäter
ausgeweitet werden. „Wir brauchen ei-
ne schärfere Gesetzgebung, damit wir
rechtzeitig Gefahren abwehren können
und nicht erst dann eingreifen dürfen,
wenn schon etwas passiert ist“, forder-
te Mikl-Leitner. „Extremismus und
Terrorismus sind für Österreich keine
ernsthafte Bedrohung“, sagte Mag. Pe-
ter Gridling, Direktor des Bundesamts
für Verfassungsschutz und Terroris-
musbekämpfung (BVT). „Aber es gibt
in allen Bereichen Straftaten.“

Rechtsextremismus. 2010 wurden
580 rechtsextremistisch, fremdenfeind-
lich, antisemitisch oder islamophob
motivierte Taten registriert; im Jahr da-
vor waren es 453. Aus den Tathandlun-
gen resultierten 1.040 Anzeigen an die

Staatsanwaltschaft, um 31 Prozent
mehr als 2009 (791 Anzeigen). 522
Anzeigen (2009: 396) betrafen das
Verbotsgesetz, 79 (33) den Tatbestand
der Verhetzung (§ 283 StGB), 20 (40)
das Abzeichengesetz und 39 (69) den
Verwaltungsstraftatbestand nach Art.
III Abs. 1 Z. 4 EGVG.

Linksextremismus. Die linksextreme
Szene in Österreich umfasst Organisa-
tionen mit marxistisch-leninistischer
und trotzkistischer Ideologie sowie au-
tonom-anarchistische Gruppierungen.
Die Zahl der Angehörigen dieser Grup-
pen ist gering. Zudem kommt es zu ei-
ner Entideologisierung – hin zu einer
„Erlebniskultur“ bei Demonstrationen
und Protesten. Österreichweit wurden
im vergangenen Jahr 340 Anzeigen we-
gen linksextremistisch motivierter Tat-
handlungen erstattet, darunter 180 An-
zeigen wegen Sachbeschädigung, vier
wegen Brandstiftung, 36 wegen Kör-
perverletzung, zehn wegen Landfrie-
densbruch, 17 wegen Widerstands ge-
gen die Staatsgewalt und vier wegen
tätlichen Angriffs auf einen Beamten.
2010 erfolgte eine Umstellung der Er-
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„Keine ernsthafte Bedrohung“
Rechtsextremismus und Linksextremismus bewegen sich in Österreich im internationalen Vergleich auf
einem niedrigen Niveau. Akute Gefahr für die demokratische Grundordnung geht von ihnen keine aus.

Die größte Gefährdung liegt im gewaltbereiten transnationalen salafistischen Dschihadismus. 

Präsentation des Verfassungsschutzberichts 2011: BVT-Direktor Peter Gridling, Innenministerin Johanna Mikl-Leitner.



fassung linksextremistischer Tathand-
lungen, um Unschärfen zu vermeiden.
Ein Vergleich mit dem Jahr 2009 ist da-
her nicht aussagekräftig.

Militante Tierrechtsgruppen. 2010
wurden 31 Taten registriert, die militan-
ten Tierrechtsgruppen zugerechnet wer-
den. 2009, dem Jahr, in dem einige mi-
litanten Aktivisten In Untersuchungs-
haft kamen, waren es nur drei. 2008
wurden 36 Handlungen registriert.

Nachrichtendienste und Spionage-
abwehr. Österreich ist laut Verfas-
sungsschutzbericht nach wie vor nicht
nur ein „internationaler nachrichten-
dienstlicher Umschlagplatz“ sondern
auch Ziel nachrichtendienstlicher Aus-
spähung und Beeinflussung. In Bot-
schaften, Konsulaten, Vertretungen in-
ternationaler Organisationen und halb-
offiziellen Einrichtungen gibt es eine
hohe Zahl von Vertretern ausländischer
Nachrichtendienste. Die nachrichten-
dienstliche Tätigkeit bewegt sich oft in
einem strafrechtlichen Vorfeld. Die
Bedeutung der technisch-wissenschaft-
lichen Ausspähung nimmt zu und da-
mit auch das Auskundschaften von Ge-
schäfts- und Betriebsgeheimnissen. In
diesem Bereich sind nicht nur fremde
Nachrichtendienste tätig, sondern auch
ausländische Konkurrenzunternehmen. 

Proliferation. Ein wichtiger Arbeits-
bereich des BVT ist die Verhinderung
der Weiterverbreitung von Technologi-
en zur Herstellung von Massenvernich-
tungswaffen und von Waffenträgersys-
temen. Das BVT arbeitet in diesem Be-
reich mit anderen Ministerien und der
Wirtschaft zusammen. Laut Verfas-
sungsschutzbericht zählen aus öster-
reichischer Sicht insbesondere der Iran
und Nordkorea zu den proliferationsre-
levanten Staaten. 

Der Verfassungsschutzbericht 2011
gibt einen Überblick über die wichtigs-
ten Gefahrenquellen und Entwicklun-
gen in staatsschutzrelevanten Berei-
chen wie Terrorismus, Extremismus,
illegaler Waffenhandel, Proliferation
und Aktivitäten ausländischer Nach-
richtendienste im Jahr 2010. Erfasst
wurden auch die Bereiche Personen-
und Objektschutz, staatsschutzrelevan-
te Drohungen, Schutz vor elektroni-
schen Angriffen und deliktischem Ver-
halten im Internet sowie der Schutz
von Kernmaterial. 
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